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Tschernobyl:
Ein zweiter Sarkophag
für Tschernobyl wäre ein
teurer Flop, wenn der
Moskauer Atomphysiker
Konstantin Tschetscherov
recht hat und 95 Prozent
des radioaktiven Inven-
tars schon längst aus dem
Unglücksreaktor entwi-
chen sind. Seite 2

Strahlenwirkungen:
Chromosomenschäden in
den Blutzellen finden sich
schon nach chronischer
Belastung nach Niedrig-
dosisstrahlung. Beruflich
Strahlenbelastete sind
davon besonders betrof-
fen, zeigen Untersuchun-
gen aus São Paulo und
Prag. Seite 5

Atomgesetz:
„Zweck des Gesetzes ist
es, (...) den geordneten
Betrieb sicherzustellen“
und „unverhältnismäßige
Belastungen der betroffe-
nen Unternehmen“ ver-
meiden zu helfen, begrün-
det die Bundesregierung
ihr neues Atomgesetz.

Seite 6

Strahlenschutz –
Dokumentation 8:
Bei den neuen Regelun-
gen der Strahlenschutz-
verordnung zur „Berufs-
lebensdosis“ haben wir es
mit mehrfachen deutli-
chen Verschlechterungen
des Strahlenschutzes zu
tun. Seite 3

An Müllfahrzeugen der Ham-
burger Stadtreinigung wurden
neuerdings wiederholt erhöhte
Strahlenbelastungen festge-
stellt. Das meldete in seiner
Ausgabe vom Januar 2002 das
Hamburger Ärzteblatt. Verur-
sacher seien, soweit feststell-
bar, Arztpraxen und Labore,
die jetzt der Einfachheit halber

und aus Kostengründen damit
begonnen haben, ihre radio-
aktiven Abfälle in den Haus-
müll zu werfen. Nach der
neuen Strahlenschutzverord-
nung geschieht das meist le-
gal. Die Vorfälle verunsichern
die Beschäftigten der
Stadtreinigung und führen
dazu, daß Müllfahrzeuge für

längere Zeit nicht benutzt
werden können, wird aus
Hamburg berichtet.
Bislang waren derartige radio-
aktiven Abfälle dagegen über
die staatlichen Landessam-
melstellen geordnet zu entsor-
gen gewesen und zu lagern.
Auch die Bestimmungen der
Müllentsorgung besagen wei-
terhin, daß keinerlei Radioak-
tivität im Hausmüll enthalten
sein darf. Wegen dieser wider-
sprüchlichen Situation rät die
Stadtreinigung im Verein mit
der Hamburger Ärztekammer
nun den Umgangsberechtig-
ten, sich der strahlenden Ab-
fälle erst dann gemeinsam mit
dem Hausmüll zu entledigen,
wenn die Strahlung weitge-
hend abgeklungen sei. Sie

mögen sich doch bitte - falls
noch nicht vorhanden - zur
Überprüfung geeignete Dosi-
meter zum Preise von rund
1500 Euro anschaffen.

Betroffene Praxisinhaber be-
harren jedoch auf den neuen
Bestimmungen der Strahlen-
schutzverordnung und der Le-
galität ihrer Handlungsweise.
Die rot-grüne Bundesregie-
rung hatte mit ihrer neuen, am
1. August 2001 in Kraft ge-
tretenen Verordnung das Mi-
nimierungsgebot des Strahlen-
schutzes aufgegeben und statt
dessen lediglich Vorgaben für
Belastungsgrenzen gemacht,
deren Einhaltung wegen feh-
lender mengenmäßiger Be-
grenzungen jedoch nicht kon-
trollierbar sind. So dürfen jetzt
nach Paragraph 8 Absatz 1 der
Strahlenschutzverordnung
etwa radioaktive Arzneimittel
völlig genehmigungsfrei be-
seitigt werden. Mit anderen
radioaktiven Stoffen darf
ebenfalls in beliebiger Menge
genehmigungsfrei umgegan-
gen werden, solange nur be-
stimmte Konzentrationswerte
(Freigrenzen) nicht über-
schritten werden. l
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Strahlenabfälle aus Arztpraxen und
Laboren werden neuerdings mit dem
Hausmüll entsorgt
Auswirkung auf die Stadtreinigung durch die Aufgabe des Minimierungsgebots in
der neuen Strahlenschutzverordnung
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